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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a V 21/05 B 

 

 

 
………………….., 
 
 

Kläger, Antragsteller 
und Beschwerdeführer, 

 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Bayerische Landesamt für Versorgung und 
Familienförderung - Landesversorgungsamt -, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 

Beklagter, Antragsgegner 
und Beschwerdegegner. 

 
 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. August 2005 durch den 

Richter   D a u   als Vorsitzenden sowie die Richter   M a s u c h   und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Beschluss des Bayerischen Landessozialgerichts vom 12. April 2005  

Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat mit Beschluss vom 12. April 2005 die 

Auffassung des Beklagten und das erstinstanzliche Urteil des Sozialgerichts München bestätigt, 

wonach der Kläger keinen Anspruch auf Anerkennung anderer als der mit einer Minderung der 

Erwerbsfähigkeit um weniger als 25 vH bereits anerkannten Schädigungsfolgen und damit auch 

keinen Anspruch auf Beschädigtenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz hat. Die Revision 

hat das LSG nicht zugelassen. 

 

Dagegen hat der Kläger Beschwerde zum Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und beantragt, 

ihm Prozesskostenhilfe zu gewähren.  

 

Dem Antrag kann nicht entsprochen werden.  

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall. Es 

ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der 

Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zu-

lassungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung 

des Streitstoffes ersichtlich.  

 

Insbesondere stellt es keinen Verfahrensfehler dar, dass das LSG nach § 153 Abs 4 SGG ohne 

mündliche Verhandlung durch Beschluss entschieden hat, ohne den Kläger zu diesem Vorge-

hen erneut anzuhören, nachdem es durch ein medizinisches Sachverständigengutachten Be-

weis erhoben hatte (vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 1). Denn mit der Durchführung dieser Be-

weisaufnahme war keine neue prozessuale Lage entstanden, zu der der Kläger im Hinblick auf 

die beabsichtigte Entscheidungsform nach § 153 Abs 4 Satz 2 SGG neuerlich gezielt hätte ge-

hört werden müssen. Das wäre nur dann der Fall gewesen, wenn der Kläger nach dem ihm 

mitgeteilten Ergebnis der Beweisaufnahme hätte damit rechnen können, das LSG werde nun-

mehr den Weg nach § 153 Abs 4 SGG nicht mehr beschreiten und erst nach mündlicher Ver-

handlung entscheiden. Einen solchen Eindruck konnte der Kläger nicht gewinnen, weil das Er-

gebnis der Beweisaufnahme für ihn eindeutig negativ war. 
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Das LSG hat auch nicht verfahrensfehlerhaft in der Sache entschieden, ohne zuvor einen 

Antrag des Klägers auf Prozesskostenhilfe für das Berufungsverfahren zu bescheiden. Der 

handschriftliche Zusatz am Ende des klägerischen Schriftsatzes vom 25. März 2005  

 
"ich kann nicht haben Rechtsanwalt hier I. weil ist er teuer" 

 

könnte zwar für sich genommen als Antrag auf Prozesskostenhilfe verstanden werden, nicht 

aber mit der weiteren Angabe 

 
"II. weil ich deutsche Rechtsanwalt keine Glauben", 

 

denn dadurch hat der Kläger einen - neben fehlenden finanziellen Mitteln - weiteren selbststän-

digen Grund dafür angegeben, dass er den Rechtsstreit in der Berufungsinstanz ohne Rechts-

anwalt geführt hat und führen wollte.  
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